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Teil I: Vorstellung espace.mobilité 
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• vertritt die Anliegen der Konsumentinnen und Konsumenten und des Detailhandels 
in Raumplanungs-, Umweltschutz- und Mobilitätsbelangen sowie in Fragen der 
Planungs- und Bewilligungsverfahren und einschlägigen Normen 

• ist Gesprächspartner für Behörden, Parteien, Medien und Interessengruppierungen 

• ist den Fakten und wissenschaftlich fundierten Grundlagen verpflichtet 

• ist den Grundsätzen einer nachhaltigen Entwicklung verpflichtet 

• setzt sich für eine wirkungseffiziente Raumplanungs-, Verkehrs- und Umweltpolitik ein 

espace.mobilité … 

Restriktionsmassnahmen ohne nachweisbaren Umweltnutzen 
oder sogar mit kontraproduktiven Effekten sind zu unterlassen ! 

• ist eine Interessengemeinschaft führender Schweizer Unternehmen des Detailhandels 
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Teil II: Kurzer Überblick 
über die existierenden 
Restriktionsmassnahmen 
und ihre Folgen 
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Kernforderungen des VCS bzw. restriktiver Auflagen 
in Planungs- und Baubewilligungsverfahren 

 Parkgebührenpflicht 
Zwang auf privatem Grund und Boden von Kunden Parkgebühren  
(z.B. Fr. 2.–/Std.) zu verlangen (ohne Rückerstattungsrecht) 
 

Massive Beeinträchtigung des wirtschaftlichen Erfolgs 
von Einkaufszentren und Fachmärkten 

 Parkplatzreduktion 
Forderung von viel zu tiefen Parkplatzzahlen – weit unter  
den betriebsnotwendigen Werten 

 Fahrtenlimite / Fahrtenkontingente 
prohibitive Fahrtenkontingente für MIV-Kunden – z.T. mit dras- 
tischen Strafzahlungen bei Überschreitung (z.B. Fr. 5 pro Fahrt) 
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Verbandsbeschwerden und ihre bisherige Wirkung 
auf Behörden, Politik und Gesetzgebung 

VCS-Einsprachen Bundesgerichts-
entscheide 

Übernahme 
durch Politik und 
Behörden 

• Forderungen auf 
Basis USG Art. 11 
und Art. 12 

 z.B. 
• Seedammcenter 
• Stadion Zürich 
• Etc., etc., etc. 

• Baugesetze  
• Richtpläne 
• Massnahmen-

pläne Luft 
• Verordnungen 
• Richtlinien/Regle-

mente/Weisungen 

Die einseitigen und wirtschaftsfeindlichen Forderungen des 
VCS finden «schleichend» Eingang in kantonale Gesetze 
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Tendenz: Immer einschneidendere Restriktions-
massnahmen gegen den Detailhandel 

 Bei Parkgebühren sind bereits Beträge von Fr. 4.–/Std. in 
Diskussion, angewendet auch auf alle bestehenden Objekte  

 Diese massive PP-Reduktion soll auch bestehende Verkaufsstellen  
treffen, sobald sie umgebaut oder erweitert werden 

 Der Schwellenwert für VE soll so tief angesetzt werden, dass bereits 
mittelgrosse Läden betroffen sind 

 Die PP-Zahlen sollen z.T. um 30 – 60% reduziert werden 

Massive Eingriffe in die verfassungsmässig geschützte 
Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit 
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Faktum: Restriktionsmassnahmen beim Kundenverkehr 
schaden dem Detailhandel 

Beginn umsatzrelevante 
Umbauarbeiten 23.11.2006 

Beispiel:  Umsatzrückgang von 12% nach Parkgebühreneinführung  
 im Centre Brügg (Quelle: Studie JEKO, 2007) 

Einführung PP-Gebühr 1. Juli 2006 
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Parkplatzdichte und Flächenumsatz 

Einkaufszentren an grossstädtischen 
Randlagen und in Agglomerations-
gemeinden 

Quelle: Wüest&Partner, 2004 

Parkplätze haben einen unmittelbaren Einfluss auf den Umsatz 
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Das Beispiel EKZ XY: 
Für eine zukünftige Sanierung 
(wäre auch energetisch sinnvoll!) 
wird eine Baubewilligung erforder-
lich  dann gilt die heutige Park-
platzverordnung (PPV) der Stadt X 
 

 Konsequenz: Reduktion der 
Kunden-PP von knapp 1’000 
auf 220 (nur noch 22%) 

 Folge: Die Bauherrschaft 
schiebt die Sanierung auf 

Teufelskreis für Umsatz und für Immobilie 
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Vom Staat verursachte Revitalisierungsfalle 

 Kaum Ausweg aus der Revitalisierungsfalle !  
  
 

• Option B:  Durchführen der Revitalisierung 
      Folge:  Staatlich verfügter Parkgebührenzwang und Parkplatzre- 
 duktion führen zu Kundenverlust und sinkenden Umsätzen. 
 Revitalisierungskosten nicht rentabilisierbar, 
                   Betrieb unwirtschaftlich, evtl. nicht mehr kostendeckend 

Zwei absolut schlechte Optionen für alternde Einkaufszentren: 
 
•  Option A:  Verzicht auf Revitalisierung 

 
 

Folge: Weiterhin sinkende Umsätze; früher oder später kein    
     kostendeckender Betrieb mehr möglich 

 Gravierendes Problem für Investoren und Betreiber ! 
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Teil III: Was wurde in den letzten 
Jahren erreicht? 
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10 Studien kommen zum gleichem Schluss: 
 

Parkplatz-Restriktionsmassnahmen bei Einkaufs- und 
Fachmarktzentren haben keinen Umweltnutzen ! 
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Neue Erkenntnisse der Verhaltensökonomie 
müssen zwingend berücksichtigt werden 

NZZ, 09.04.2013 

 Das BAFU/ARE-Rundschreiben führt die Studie von FehrAdvice & Partners als Grundlage auf 

 Eine wichtige Rolle für verkehrsplanerische Überlegungen spiele das individuelle Verkehrs-
verhalten und damit die Erkenntnisse der Verhaltensökonomie 
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Wichtigste Ergebnisse der Studie von FehrAdvice 
 Eine Beurteilung verkehrslenkender Massnahmen beim Einkaufsverkehr muss zwingend 

beim menschlichen Verhalten ansetzen. 

 Die folgenden verkehrslenkenden Massnahmen beim Einkaufsverkehr – auch bei 
restriktiver Anwendung – dürften in der Regel keine oder nicht die primär intendierten 
Effekte haben:  

 Parkplatzbewirtschaftungspflicht  
 Beschränkung der Parkplatzzahl  
 Fahrtenmodell  
 Fahrleistungsmodell  
 Modal-Split-Vorgaben 

 Erhöhung der ÖV-Erschliessungsqualität* 

 Die oben aufgeführten Massnahmen führen in der Regel aufgrund der erwähnten, be-
grenzt rationalen menschlichen Verhaltensmuster höchstens zu Fahrtenverlagerungen. 

 Bei allen Massnahmen sind hingegen nur minimale Umsteigeeffekte vom MIV auf den 
ÖV/LV zu erwarten. 

         Restriktionsmassnahmen beim Einkaufsverkehr sind nicht wirkungseffizient ! 

* Angebotserweiterung, nicht verkehrslenkende Massnahme 
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Auftrag an den Bundesrat 
gem. Motion ‘Wirkungseffizienz  
von Umweltmassnahmen‘ (2009) 

Motionstext: 
Der Bundesrat wird beauftragt, Massnahmen zu prüfen und zu treffen, die 
geeignet sind, sicherzustellen, dass die Massnahmen zum Schutz der Umwelt 
im Sinne der Verhältnismässigkeit: 

a. sachlich und räumlich nach den Kriterien der Wirksamkeit und nach einem 
angemessenen Kosten-Nutzen-Verhältnis eingesetzt werden, und  

b. bei neuen Erkenntnissen über die Wirksamkeit oder das Kosten-Nutzen-
Verhältnis nötigenfalls angepasst werden.  

 

Motion 08.3003 (mitinitiiert von espace.mobilité), überwiesen im Juni 2009 
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Völlig neue Ausgangslage: Rundschreiben von 
BAFU/ARE zuhanden Kantone (09.04.2013) 

 Es wird unterschieden zwischen Anlagen mit Mono-
polcharakter (Grossereignisse, Flughäfen, Sportanlässe, 
Spitäler, grosse Dienstleistungsbetriebe etc.) und VE mit 
Ausweichmöglichkeiten (Verkaufsstellen des Detailhan-
dels, Freizeitanlagen wie z. B. Freizeitbäder, Kinos etc.).  

 «Die Luftschadstoffemissionen des Verkehrs nehmen ab. 
Die Bedeutung der VE als Ursache für übermässige 
Immissionsbelastungen nimmt damit generell ab.» 

 «Deshalb muss vor Anordnung von verkehrslenkenden 
Massnahmen bei VE, die sich auf die Umweltschutzge-
setzgebung des Bundes abstützen, jeweils im Einzelfall 
je nach Standort und Immissionssituation sorgfältig ge-
prüft werden, ob die Massnahmen auch vor diesem 
Hintergrund noch verhältnismässig sind.» 

 Die Erkenntnisse aus der Verhaltensökonomie sind zu 
berücksichtigen (Studie FehrAdvice & Partners). 
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Positive Gerichtsentscheide für den DH  
VCS mehrfach vollumfänglich abgewiesen 

2012 M-Park  
Volketswil Bundesgericht weist VCS vollumfänglich ab 

2013 Jumbo 
Bachenbülach Bundesgericht weist VCS vollumfänglich ab 

2014 Hornbach  
Affoltern a. Albis 

Verwaltungsgericht ZH weist VCS vollumfänglich ab 
VCS wagt es nicht, den Fall vors BGer zu ziehen 

2014 
Erweiterung 
Riedmatt-Center 
Rümlang 

VCS verzichtet auf Rekurs 

2015 
Revitalisierungs-
projekt Volkiland 
Volketswil 

VCS verzichtet auf Rekurs 
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Argumentation der Gerichte 
im Fall Hornbach Affoltern a. Albis 

• VGE bestätigt das im Herbst 2013 ergangene Urteil des Zürcher Baurekursgerichts 

• Das Baurekursgericht weist die Forderung des VCS nach einer massiven Reduktion der 
bewilligten Parkplätze vollumfänglich ab 

• Das Gericht stütz sich dabei explizit auf das BAFU/ARE-Rundschreiben und begründet 
seinen Entscheid mit 

a) der sehr unsicheren Wirksamkeit der PP-Reduktion 

b) dem Risiko von unerwünschten Effekten wie Rückstau, Suchverkehr und Ausweich- 
 fahrten 

c) Widerspruch zu Zielen des Massnahmenplans Luftreinhaltung 

d) nicht gesichertes Verhältnis zwischen Nutzen der Massnahme (für die Umwelt) und 
 Nachteile (für den Betreiber) 

 
  Der Entscheid deckt sich mit der Argumentationslinie von espace.mobilité 
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Klare Forderung nach Wirkungseffizienz in der 
Umwelt-, Raumplanungs- und Verkehrspolitik 

Sowohl BAFU/ARE wie auch die Gerichte verlangen: 
 
 Durchführung einer sorgfältigen Analyse in jedem  

spezifischen Einzelfall 
 

 Prüfung, ob die vorgesehenen Restriktionsmassnahmen  
auch tatsächlich wirkungseffizient und verhältnismässig sind 
 

 Berücksichtigung von kontraproduktiven Effekten wie Ausweichfahrten, 
Mehrverkehr, Mehremissionen, Stauverlagerung,  Wettbewerbsverzer-
rung, etc.  
 
 Fazit: Keine Restriktionsmassnahmen ohne klaren Nachweis 

der Wirksamkeit und Verhältnismässigkeit ! 
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Teil IV: Was sind die aktuellen Trends 
von Behörden und Politik? 
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Trends 

• Verlagerung vom Thema Umweltschutz auf das Thema Verkehrsüberlastung 

• Verlagerung von VCS-Einsprachen auf Regulierungsoffensive der Behörden 

• In 26 Kantonen: Revisionen der Baugesetze und Richtpläne sowie Mass-
nahmenpläne Luft mit Gefahr von Restriktionsmassnahmen gegen DH 

• Revisionen von Verordnungen, Wegleitungen, Weisungen etc. 
ACHTUNG: Vieles läuft dabei im Hintergrund ! 

• Vermehrte Motionen und Parlamentarische Initiativen (Themen Verkehrs-
kapazität, Bodenverbrauch, ÖV-Beiträge, PP-Steuer etc.) 

• Die Kombination der Themen "leere Kassen beim ÖV" und "Stau auf den 
Strassen" führen zu Ideen wie die PP-Steuer (Kantone TI + ZH) oder zu 
obligatorischen ÖV-Abgaben für Einkaufszenter (Kt. LU) 
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Herausforderungen & Spannungsfelder 

• Raumplanerische Verdichtung vs. Luftreinhaltung 

• Infolge Bevölkerungswachstums und veränderter Lebensgewohnheiten 
immer mehr Verkehr, Stau und Bodenverbrauch 

• Behörden versuchen ihre Regulierungs-Macht zu erhalten oder sogar 
auszubauen 
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Die öffentliche Wahrnehmung des Detailhandels muss sich 
wandeln vom Verkehrs- und Umwelt-Sündenbock zum 

Garanten der sicheren Güterversorgung einer 10 Mio.-Schweiz 



Aktuelle Baustellen und die Forderungen 
von espace.mobilité 
• Revision PBG Kanton St. Gallen 

 Keine Kann-Formulierung für Restriktionsmassnahmen 

• Revision PP-Wegleitung Kanton Zürich 
 Keine Verschlechterung der PP-Vorschriften im Kanton Zürich 

• Neuer § 22 im ÖVG Kanton Luzern 
 Keine nichtakzeptablen, massiven ÖV-Beiträgen von Einkaufs- und 
 Fachmarktzentren 

• PBG Kanton Thurgau 
 Kein überrissener Artikel zur Beschränkung der oberirdischen Park-
 plätze auf lediglich 30 Stück 

• Parkplatzsteuer Kanton Tessin 
  Keine ÖV-Abgaben für Eigentümer von Parkplätzen mit mehr als 50 
 Parkfeldern 
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Teil V: Wie können wir Einfluss nehmen? 
 
 Wege aus der Revitalisierungsfalle 
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Empfehlungen an die Stakeholder von EKZ 

In konkreten Fällen:  

Wahrnehmen und Verteidigen der Eigentumsgarantie und der Wirtschafts-
freiheit durch überzeugende Argumente gegenüber Behörden und/oder 
Einsprechern (vgl. vorne erwähnte Studie) 
 
In der Politik: 

 Aufmerksames Beobachten der politischen Prozesse 
(Gesetzesänderungen, Richtplanrevisionen, parlamentarische Vorstösse, 
Revisionen von Verordnungen, Weisungen, Parkplatzreglemente usw.) 

 Intervenieren im Verbund mit Gleichgesinnten (espace.mobilité) über alle 
vorhandenen politischen Instrumente und Möglichkeiten 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit  
und 

für Ihre zukünftige Unterstützung ! 
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